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ZurWohnungssituation
in der Stadt Zug

Mit Interessehabe ich inderZu-
ger Zeitung vomWahlkampf in
Berlin gelesen. Punkto Politik,
wirtschaftlichemErfolg, Sicher-
heit und landschaftlicher
Schönheit haben die beiden
Städte nicht viel gemeinsam.
Nur dasHauptproblem schei-
nen beide Städte zu teilen: die
Wohnungsnot.

Von sozialistischenKreisen
wird oft behauptet, dass die
bürgerliche Politik in Zug dafür
verantwortlich sei und es einen
Umsturz brauche. Dabeimuss
mangarnicht soweitwegschau-
en, umdas zuwiderlegen. Zü-
rich ist seit Jahrzehnten in abso-
luter rot-grünerHand und hat
das gleiche Problem.DieUrsa-
che derWohnungsknappheit ist
vielmehr zweierlei. Erstens die
wachsendeNachfragedurchdie
Einwanderung. Zweitens die
Angebotsverknappung durch
einDickicht an regulatorischen
Auflagen und Einsprachen, das
in nicht-bürgerlichen Städten
oft noch ausgeprägter ist.

Die Einwanderungwird da-
bei auch getrieben durchMen-
schen, die nicht länger in Städ-
tenwie Berlin arbeiten und le-
benwollen. Es kann doch keine
ernsthafte Politik sein, die At-
traktivität unserer Stadt zu ver-
ringern, damit Zugerinnen und
Zuger freiwillig wegziehen. Fra-
gen zur Zuwanderungwerden
auf nationaler Ebene entschie-
den, nicht imZuger Stadthaus.

Waswir aber in Zug lösen
können: administrativeHür-
den verkleinern, Umnutzun-
gen von Büro- zuWohnflächen
ermöglichen, stellenweise ver-
dichten, verbindliche Fristen
für Bewilligungsverfahren
verkürzen und durchsetzen,
Denkmalschutz pragmatisch
anwenden, Einsprachen effizi-
ent prüfen oder anders gesagt:
Bauen einfachermachen. Die
Linderung desWohnungs-
problems liegt also nicht in
einem sozialistischenAnsatz,
der denWohnungsbestand
verlottern lässt undNeubauten
verhindert, sondern in bürger-
licher Politik, die Anreize für
ein grösseresWohnangebot
schafft. Die FDP-Stadträtin
undVorsteherin des Baude-
partements hat zusammenmit
demGGRund vielen privaten
InstitutionenWohnraum für
10’000Menschen in der Pla-
nung vorangebracht. Dieser
muss nun zügig umgesetzt und
an Zugerinnen und Zuger ver-
mietet und verkauft werden.

Felix Rompen, Präsident FDP Stadt Zug

Zur eidgenössischen
Ernährungsinitiative

Am27. September stimmenwir
über die Initiative ab. Sie will die
Selbstversorgung der Schweiz
erhöhen, sauberes Trinkwasser
sichern sowie Bodenfruchtbar-
keit und Biodiversität stärken.
Diese Ziele sind natürlichwich-
tig. DerWeg, den die Initiative
dafür vorgibt, ist ausmeiner
Sicht jedochder falsche.Gemäss
Initiativtext soll der Bund einen
Netto-Selbstversorgungsgrad
vonmindestens 70 Prozent an-
streben und die Land- und Er-
nährungswirtschaft vermehrt

auf dieProduktionunddenKon-
sumpflanzlicher Lebensmittel
ausrichten. Und dies alles inner-
halb von nur zehn Jahren. Das
dürfte, falls überhaupt, nurmit
erheblichen zusätzlichen staatli-
chen Eingriffen erreichbar sein.
Die Schweizer Landwirtschaft
steht aber bereits heute vor gros-
senHerausforderungen. Zusätz-
liche Vorschriften und neue Auf-
lagenwürden die Betriebewei-
ter belasten.

Zudem:Wiewir uns ernäh-
ren, ist eine persönliche Ent-
scheidung und eine Frage der
Eigenverantwortung.Werweni-
ger Fleisch essen oder sich vege-
tarisch oder vegan ernähren
möchte, soll das selbstverständ-
lich tun dürfen. Genauso selbst-
verständlich ist fürmich aber
auchdieFreiheit, Fleisch,Milch-
produkteoderEier zukonsumie-
ren. Darum stimme ich am 27.
SeptemberNein zur Initiative
für eine sichere Ernährung.

Markus Widmer, Vorstandsmitglied
SVP Baar

Eine ideale Landwirtschaft be-
steht nicht aus Pflanzen oder
Tieren. Effektiv gehören Pflan-
zenbau undTierhaltung zusam-
men.DieTierenutzenGras, das
Menschen nicht direkt essen
können, und liefernMist und
Gülle als einheimischenDün-
ger. DieserDünger hilft, die Bo-
denfruchtbarkeit zu erhalten
undpflanzlicheKulturen zu ver-
sorgen. Fällt die Tierhaltung
stark zurück,müsstenNährstof-
fe vermehrt durch importierten
Kunstdünger ersetzt werden.
Das ist weder ökologisch noch
ökonomisch überzeugend. Die
Ernährungsinitiative schwächt
so bewährte Kreisläufe. Ich ha-
be nichts gegen Empfehlungen

für eine gesunde und nachhalti-
ge Ernährung. ImGegenteil:
Gute Information hilft den
Menschen, bewusste Entschei-
dungen zu treffen. Problema-
tischwirdes,wennausEmpfeh-
lungen politische Vorgaben
werden.DieErnährungsinitiati-
ve will Konsumund Produktion
lenken. Auf demPapier klingt
dasnachFörderung,aber fürdie
Zielerreichungmüssten daraus
Vorgaben und Einschränkun-
gen entstehen.

Veränderung soll durch
Überzeugung entstehen und
nicht durchDruck. Deshalb
stimme ich am 27. September
Nein zur Ernährungsinitiative.

Erich Grob, Landwirt und Kantonsrat
Mitte, Cham

ZumUnterschied zwischenHei-
matschutz undDenkmalpflege

ImLeserbrief vonHerrn
Wicki werden der (Zuger) Hei-
matschutz und die kantonale
Denkmalpflegemehrfach
gleichgesetzt.Diesmöchtenwir
richtigstellen. Der ZugerHei-
matschutz ist einprivaterVerein
und keine Behörde. Er erteilt
weder Baubewilligungen noch
erlässt er Auflagen bei Umbau-
ten. Für denkmalpflegerische
Fragen sind die zuständigen
kantonalen und kommunalen
Stellen verantwortlich.

Der Erhalt unserer Baukul-
tur und deren zeitgemässeWei-
terentwicklung liegen uns sehr
amHerzen undmüssen keine
Gegensätze sein.Wichtig sind
dabeieinoffenerAustauschund
eine klare Unterscheidung der
jeweiligen Zuständigkeiten.

Gilles Burst, Vorstand Zuger
Heimatschutz, Zug

Zur eidgenössischen
Neutralitätsinitiative

Vormehr als 500 Jahren sprach
Niklaus von Flüe seinenMiteid-
genossen insGewissen:
«Mischt Euch nicht in fremde
Händel.»DieseWorte haben
bis heute nichts von ihrer Gül-
tigkeit verloren. Deshalb
braucht es am27. September ein
klares Ja zurNeutralitätsinitiati-
ve von Pro Schweiz, was immer
der europhile Bundesrat Cassis
uns zu erklären versucht.

Die immerwährendeundbe-
waffneteNeutralität gehört zum
Fundament der Schweiz. Sie be-
wahrtunsseit Jahrhundertenda-
vor, in kriegerische Auseinan-
dersetzungen derGrossmächte
hineingezogen zuwerden. Im-
mer konntenwir uns darauf ver-
lassen, dass dieNeutralität von
Bundesrat und Parlament als
oberste Richtlinie unserer
Aussenpolitik respektiertwurde.
Einen besonderen Zweckartikel
in der Bundesverfassung
brauchte es dazu bisher nicht;
die Achtung derNeutralität war
für alle selbstverständlich.

Heutemüssenwir jedoch
feststellen, dass imBundesrat
zunehmend der Respekt vor
den Besonderheiten unserer
politischenKultur verloren
geht. Vieles, was früher ohne
schriftliche RegelnGültigkeit
hatte, gerät in Vergessenheit.
Dazu gehört, dass der Bundes-
rat das Ständemehr imVorfeld
vonAbstimmungen zum
Spielball taktischer Überle-
gungenmacht, oder dassman
ein EU-Monstervertragspaket
arglistigals«Bilaterale III»be-
zeichnet. Der Unterwerfungs-
vertragmit kolonialenDimen-
sionen ist alles andere als bila-
teral beziehungsweise auf
Augenhöhe.

Vergleichbares erlebenwir beim
UmgangmitunsererNeutralität.
Der Bundesrat praktiziert eine
sprunghafte «Hüst-und-Hott-
Neutralität»undbeugt sichohne
Not ausländischemDruck – ein
gefährliches Spielmit derGlaub-
würdigkeit der Schweiz. Auf der
Strecke bleibt dabei das wich-
tigste Kapital, das eineDemo-
kratie besitzt: das Vertrauen der
Bevölkerung indieeigenenInsti-
tutionen. Dieser Vertrauensver-
lustmacht eineverbindliche, un-
missverständliche Verankerung
derNeutralität inderBundesver-
fassung zwingend erforderlich.

DerWeg dazu führt direkt
über dieNeutralitätsinitiative,
über die wir am 27. September
abstimmen. Sie sorgt für einen
klaren rechtlichen Rahmen, si-
chert die Unabhängigkeit der
Schweiz und trägt entscheidend
dazubei,dassauchkünftigeGe-
nerationen in Frieden und Frei-
heit leben können.

Philip C. Brunner
Kantonsrat SVP, Zug

ZumUmgangmit Vergehen
gegendieCovid-19-Auflagen

Währendhierzulandeweiterhin
amCorona-Narrativ festgehal-
tenwird, sind andere Länder
längst auf demWeg, dieRechts-
staatlichkeit wiederherzustel-
len. Staatenwie Italien oder die
Niederlande haben die Bussen
wegen «Coronavergehen» auf-
gehoben, nachdemdie RKI-
Files das schreckliche Ausmass
der öffentlich verbreitetenUn-
wahrheiten aufgedeckt haben.
In Spanien, Slowenienundauch
in der Türkei wurden die ver-
hängtenBussen imZusammen-
hangmit Corona bereits wieder
zurückbezahlt.

EswäreanderZeit, dassauch in
der Schweiz ernst gemacht wird
mit der Aufarbeitung dieses
dunklen Kapitels. Nicht die ge-
fälschten Zertifikate aus dieser
Zeit sinddaswirklicheProblem,
sondern unrechtmässigeMass-
nahmen, die folglich zu un-
rechtmässigen und unnützen
Zertifikaten geführt haben.

Walter Stauffacher, Edlibach

Gedanken zumThemaUmwelt
und Energie

Heimat- undUmweltschutz
werden politisch häufig unter-
schiedlichen Lagern zugeord-
net.Dabei verfolgenbeide oft-
mals sehr ähnliche Ziele.
Wer Landschaft,Wald, Land-
wirtschaft undGewässer er-
haltenmöchte, betreibt letzt-
lich auchHeimatschutz. Das-
selbe gilt für unsere
Energieversorgung. Sonne,
Wasser,Wind undHolz sind
nicht nur aus Klimagründen
interessant. Ein stärkerer Ein-
satz einheimischer Energie
kann auch die Abhängigkeit
von importierten fossilen
Energieträgern reduzieren
und einenTeil derWertschöp-
fung in der Region halten.

Dabei sollte jedoch keine
Technologie von vornherein
zumHeilsbringer erklärt wer-
den. AuchmöglicheWind-
energieanlagenmüssen be-
züglich Energieertrag, Land-
schaft, Natur- und
Vogelschutz, Lärm, Erschlies-
sung,Wirtschaftlichkeit und
Netzanbindung sorgfältig ge-
prüft werden. Der richtige
Grundsatz lautet deshalb:
Erst untersuchen, dann auf-
grundderFaktenentscheiden.
Dasselbe gilt beim Schutz
unserer Naturräume.Wald,
See,Moore und Landwirt-
schaftsflächen sollen erhalten
werden, gleichzeitigmüssen
Naherholung, Tourismus
undwirtschaftlicheNutzung
möglich bleiben. Dafür
braucht es vernünftige Besu-
cherlenkung und gegenseitige
Rücksichtnahme.

Vielleicht wäre schon viel
gewonnen, wennwir weniger
darüber diskutierenwürden, ob
eine Idee links oder rechts ist,
und häufiger danach fragen
würden, ob sie langfristig sinn-
voll ist.

Martin Fuchs, Kantonsratskandidat GLP,
Walchwil

Zu einer Aufräumaktion
mit der Schule

Ein ganz besonderer Dank gilt
denSchülerinnenundSchülern,
diemit grossemEngagement
den von anderenweggeworfe-
nenMüll eingesammelt und
entsorgt haben. Eure Arbeit ist
ein grossartiges Zeichen für
Verantwortung, Gemeinschaft
undRespekt gegenüber unse-
rer Umwelt. VielenDank für
euren Einsatz. Ich hoffe, dass
diesesEngagementauchande-
ren als Beispiel dient und dazu
beiträgt, dass wir alle bewuss-
termit unsererUmgebungum-
gehen. Gemeinsam können
wir etwas beitragen.

Peter Isenegger, Cham

Das Abendrot amHimmel und auf demZugersee. Bild: Daniel Hegglin
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